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Verordnung 
über die Nachbarorte 
(Nachbarortsverordnung — NOV) 

Vom 2. Mai 1966 


Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesreisekosten¬ 
gesetzes vom 20. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) 
wird verordnet: 

§ 1 

Inländische Gemeinden sind im Verhältnis zu¬ 
einander Nachbarorte, 

1. wenn die kürzeste öffentliche Wegstrecke zwi¬ 
schen ihren Ortsmitten nicht mehr als drei Kilo¬ 
meter beträgt oder 

2. wenn die kürzeste Verkehrsverbindung zwischen 
ihren Ortsmitten in keiner Richtung länger als 
zehn Kilometer ist und die Gemeinden durch ein 
regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel mit¬ 
einander verbunden sind, das montags bis frei¬ 
tags in der Zeit von sechs bis neun Uhr und sech¬ 
zehn bis neunzehn Uhr in beiden Richtungen 
mindestens halbstündlich verkehrt, oder 

3. wenn die kürzeste Verkehrsverbindung zwischen 
ihren Ortsmitten länger als zehn Kilometer, aber 
in keiner Richtung länger als fünfzehn Kilometer 
ist und die Gemeinden durch ein regelmäßig ver¬ 


kehrendes Beförderungsmittel miteinander ver¬ 
bunden sind, das montags bis freitags in der Zeit 
von sechs bis neun Uhr und sechzehn bis neun¬ 
zehn Uhr in beiden Richtungen mindestens 
viertelstündlich verkehrt. 


§ 2 

(1) Verkehrsverbindungen im Sinne des § 1 Nr. 2 
und 3 sind Straßen, die von Personenkraftwagen be¬ 
fahren werden dürfen, und andere, von regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmitteln benutzte Ver¬ 
kehrswege. 

(2) Die Entfernungen im Sinne des § 1 werden 
nach den amtlichen Entfernungskarten oder den amt¬ 
lichen Entfernungsverzeichnissen bestimmt. Fehlen 
solche, so sind die Angaben sachkundiger Stellen 
(z. B. Katasterämter, Vermessungsämter, Verkehrs¬ 
betriebe) zugrunde zu legen. 

(3) Bei der Ermittlung der Verkehrsfolge nach § 1 
Nr. 2 und 3 sind alle regelmäßig verkehrenden Be¬ 
förderungsmittel zu berücksichtigen, für die derselbe 
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Fahrtarif gilt, und zwar auch dann, wenn sie die 
Ortsmitten der Gemeinden nicht berühren oder auf 
verschiedenen Strecken verkehren. Die in § 1 Nr. 2 
vorausgesetzte Verkehrsfolge ist nur gegeben, wenn 
in dem maßgebenden Zeitabschnitt das erste Be¬ 
förderungsmittel nicht später als 30 Minuten nach 
dem Beginn und das letzte Beförderungsmittel nicht 
früher als 30 Minuten vor dem Ende des Zeit¬ 
abschnitts abfährt. Die in § 1 Nr. 3 vorausgesetzte 
Verkehrsfolge ist nur gegeben, wenn in dem maß¬ 
gebenden Zeitabschnitt das erste Beförderungsmittel 
nicht später als 15 Minuten nach dem Beginn und das 
letzte Beförderungsmittel nicht früher als 15 Minuten 
vor dem Ende des Zeitabschnitts abfährt. Bei An¬ 
wendung der Sätze 2 und 3 sind für jede Linie eines 
Beförderungsmittels die Zeiten der Abfahrt von der¬ 
selben Haltestelle zugrunde zu legen. 


(4) Für die Anwendung des § 1 während eines 
Kalenderjahres ist von den gewöhnlichen Verhält¬ 
nissen am ersten Werktage (außer Sonnabend) im 
Oktober des Vorjahres auszugehen. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 26 des Bundesreise¬ 
kostengesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1966 in Kraft. 
Für die Zeit vom 1. Juli 1965 bis zum 31. Mai 1966 
gelten für das Nachbarortsverhältnis die Vorschrif¬ 
ten des bisherigen Rechts. 


Bonn, den 2. Mai 1966 

Der Bundesminister des Innern 
Lücke 
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Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Bekanntgabe der reblausverseuchten, seuchenverdächtigen 
und seuchengefährdeten Gemeinden 

Vom 2. Mai 1966 


Auf Grund des § 13 des Gesetzes betreffend die 
Bekämpfung der Reblaus vom 6. Juli 1904 (Reichs- 
gesetzbl. S. 261), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes betreffend die Be¬ 
kämpfung der Reblaus vom 13. November 1935 
(Reichsgcsetzbl. I S. 1333), und des § 11 der Verord¬ 
nung zur Ausführung des Gesetzes betreffend die 
Bekämpfung der Reblaus im Weinbaugebiet vom 
23. Dezember 1935 (Reicbsgesetzbl, I S. 1543), ge¬ 
ändert durch die Verordnung zur Bekanntgabe 
der reblausvcrseuchten, seuchenverdächtigen und 
seuchengefährdeten Gemeinden vom 31. Januar 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 62), in Verbindung mit Arti¬ 
kel 129 Abs. 1 des Grundgesetzes wird mit Zustim¬ 
mung des Bundesrates verordnet: 


§ 1 

Die Anlage der Verordnung zur Bekanntgabe 
der reblausverseuchten, seuchenverdächtigen und 
seuchengefährdeten Gemeinden vom 31. Januar 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 62) wird wie folgt geändert: 

1. In Ziffer I Buchstabe A werden eingefügt 

a) in Nummer 2 

aa) unter Kreis Bernkastel hinter der Ge¬ 
meinde „Maring-Noviand'' die Gemeinde 
„Mülheim/Mosel" und hinter der Ge¬ 
meinde „Niederemmel" die Gemeinde 
„Wehlen", 

bb) unter Kreis Wittlich vor der Gemeinde 
„Minheim" die Gemeinde „Kröv", 

b) in Nummer 4 unter Kreis Worms-Stadt hinter 

„Worms-Hochheim" der Vorort „Worms-Lei¬ 
selheim", 

c) in Nummer 5 

aa) unter Kreis Neustadt-Land hinter der Ge¬ 
meinde „Freinsheim" die Gemeinde 

„Hambach", 

bb) unter Kreis Rockenhausen hinter der Ge¬ 
meinde „Rockenhausen" die Gemeinde 
„Sankt Alban", 

cc) unter Kreis Speyer-Land vor der Ge¬ 
meinde „Dudenhofen" die Gemeinde 

„Berghausen". 

2. In Ziffer I Buchstabe B werden gestrichen 

a) in Nummer 2 


aa) unter Kreis Bernkastel die Gemeinden 
„Mülheim/Mosel" und „Wehlen", 
bb) unter Kreis Wittlich die Gemeinde „Kröv", 

b) in Nummer 4 unter Kreis Worms-Stadt der 
Vorort „Worms-Leiselheim", 

c) in Nummer 5 

aa) unter Kreis Neustadt-Land die Gemeinde 
„Hambach", 

bb) unter Kreis ROckenhausen die Gemeinde 
„Sankt Alban", 

cc) unter Kreis Speyer-Land die Gemeinde 
„Berghausen". 

3. In Ziffer II Buchstabe A Nr. 1 werden gestrichen 

a) die Überschrift „Stadtkreis Stuttgart" und die 
Gemeinde „Stuttgart", 

b) unter Landkreis Heilbronn die Gemeinden 
„Affaltrach", „Beilstein", „Biberach", „Ell¬ 
hofen", „Eschenau", „Grantschen", „Kocher¬ 
steinsfeld", „Löwenstein", „Möckmühl", „Nord¬ 
heim", „Ödheim", „Unterheinriet" und „Wills¬ 
bach", 

c) unter Landkreis Künzelsau die Gemeinde 
„Belsenberg", 

d) die Überschrift „Landkreis Ludwigsburg" und 
die Gemeinden „Kirchheim/Neckar", „Mun¬ 
delsheim" und „Neckarweihingen", 

e) die Überschrift „Landkreis Öhringen" und die 
Gemeinden „Ernsbach/Kocher" und „Geddels- 
bach", 

f) unter Landkreis Vaihingen/Enz die Gemein¬ 
den „Ochsenbach" und „Roßwag", 

g) unter Landkreis Waiblingen die Gemeinden 
„Beutelsbach", „Schnait" und „Strümpfelbach". 

4. In Ziffer II Buchstabe B Nr. 1 werden eingefügt 

a) vor der Überschrift „Landkreis Backnang" die 
Überschrift „Stadtkreis Stuttgart" und die 
Gemeinde „Stuttgart", 

b) unter Landkreis Künzelsau hinter der Ge¬ 
meinde „Aschhausen" die Gemeinde „Belsen¬ 
berg", 

c) unter Landkreis Öhringen hinter der Ge¬ 
meinde „Dimbach" die Gemeinde „Ernsbach/ 
Kocher" und hinter der Gemeinde „Gaisbach" 
die Gemeinde „Geddelsbach". 
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5. In Ziffer 111 Buchstabe A Nr. 2 wird hinter der 
Gemeinde „Markt Einershtvim" eingefügt die Ge¬ 
rn ei n de „ Ne nzenheim ". 

6. In Ziffer 111 Buchstabe B Nr. 1 werden 

a) unter Landkreis Gerolshofen vor der Ge¬ 
meinde „Köhler" die Gemeinde „Escherndorf" 
ein gefügt, 

b) die Überschrift „Landkreis Würzburg" und die 
Gemeinde „Randersacker" gestrichen. 

7. In Ziffer IV Buchstabe A werden 
a) eingefügt 

aa) unter Stadtkreis Wiesbaden hinter dem 
Gemeindeteil „Wiesbaden-Frauenstein" 
der Gemeindeteil „Wiesbaden-Kostheim", 
bb) unter Main-Taunus-Kreis hinter der Ge¬ 
meinde „Diedenbergen" die Gemeinde 
„Hochheim", 

Bonn, den 2. Mai 1966 


b) gestrichen unter Rheingaukreis die Gemeinden 
„Mittelheim", „Oberwalluf", „Oestrich" und 
„Winkel". 

8. In Ziffer IV Buchstabe B werden die Überschrift 
„Main-Taunus-Kreis" und die Gemeinde „Hoch¬ 
heim" gestrichen und an ihrer Stelle die Über¬ 
schrift „Rheingaukreis" und die Gemeinden „Mit¬ 
telheim", „Oberwalluf", „Oestrich" und „Winkel" 
eingefügt. 

9. In Ziffer IV Buchstabe C Nr. 1 wird unter Stadt¬ 
kreis Wiesbaden der Gemeindeteil „Wiesbaden- 
Kostheim" gestrichen. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt auch im Land Berlin, sofern 
sie im Land Berlin in Kraft gesetzt wird. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt zwei Wochen nach der 
Verkündung in Kraft. 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Hermann Höcherl 


Anordnung 

des Bundespräsidenten 
über die Festsetzung einer Amtsbezeichnung 

Vom 27. April 1966 

Gemäß § 81 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
setze ich folgende Amtsbezeichnung fest: 

Direktor und Professor des Deutschen Historischen 
Institutes in Paris, 


Bonn, den 27. April 1966 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Bundesminister des Innern 
Lücke 
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Sechste Anordnung 

des Bundespräsidenten über die Dienstgradbezeichnungen und die Uniform der Soldaten 

Vom 5. Mai 1966 


Auf Grund des § 4 Abs. 3 des Soldatengesetzes 
vom 19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 114), zuletzt 
geändert durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des 
Soldatengesetzes vom 6. April 1965 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 305), ordne ich an: 

Artikel 1 

Die Soldaten führen folgende Dienstgradbezeich¬ 
nungen: 

I. Offiziere: 

1. a) General, Admiral; 

b) Generalleutnant, Vizeadmiral, General¬ 
oberstabsarzt, Admiraloberstabsarzt; 

c) Generalmajor, Konteradmiral, General¬ 
stabsarzt, Admiralstabsarzt; 

d) Brigadegeneral, Flottillenadmiral, General¬ 
arzt, Admiralarzt, Generalapotheker; 

2. a) Oberst, Kapitän zur See, Oberstarzt, Flot¬ 

tenarzt, Oberstapotheker, Flottenapothe¬ 
ker, Oberstveterinär; 

b) Oberstleutnant, Fregattenkapitän, Ober¬ 
feldarzt, Flottillenarzt, Oberfeldapotheker, 
Flottillenapotheker, Oberfeldveterinär; 

c) Major, Korvettenkapitän, Oberstabsarzt, 
Oberstabsapotheker, Oberstabsveterinär; 

3. Hauptmann, Kapitänleutnant, Stabsarzt, Stubs- 

apotheker, Stabsveterinär; 

4. a) Oberleutnant, Oberleutnant zur See; 

b) Leutnant, Leutnant zur See. 

II. Unteroffiziere: 

1. a) Oberstabsfeldwebel, Oberstabsbootsmann; 

b) Stabsfeldwebel, Stabsbootsmann; 

c) Hauptfeldwebel, Hauptbootsmann, Ober¬ 
fähnrich, Oberfähnrich zur See; 

d) Oberfeldwebel, Oberbootsmann; 

e) Feldwebel, Bootsmann, Fähnrich, Fähnrich 
zur See; 

2. a) Stabsunteroffizier, Obermaat; 

b) Unteroffizier, Maat, Fahnenjunker, See¬ 
kadett. 

III. Mannschaften: 

a) Hauptgefreiter; 

b) Obergefreiter; 

c) Gefreiter; 

d) Grenadier, Jäger, Panzerschütze, Panzer¬ 
grenadier, Panzerjäger, Kanonier, Panzer¬ 


kanonier, Pionier, Panzerpionier, Funker, 
Panzerfunker, Schütze, Flieger, Sanitäts¬ 
soldat, Matrose. 

Artikel 2 

(1) Ich bestimme für die Uniform der Soldaten: 

I. Anzugarten: 

1. Der Dienstanzug und der Ausgehanzug beim 
Heer sind grau, bei der Luftwaffe graublau 
und bei der Marine dunkelblau oder weiß; in 
bestimmten Gebieten ist der Dienstanzug ein¬ 
heitlich sandfarben. 

Beim Heer wie bei der Luftwaffe kann für 
Offiziere und Unteroffiziere vom Feldwebel 
an aufwärts zum Dienstanzug das weiße 
Jackett zugelassen werden. 

2. Der Arbeitsanzug und der Kampfanzug sind 
einfarbig. 

II. Allgemeine Abzeichen: 

1. Als nationale Abzeichen werden Kokarden 
und Ärmelstreifen in den Bundesfarben ge¬ 
tragen. 

2. Es werden getragen 

a) an der Mütze beim Heer zwei gekreuzte 
Säbel, bei der Luftwaffe eine Schwinge 
und bei der Marine ein Anker, 

b) bei der Luftwaffe und bei Teilen des 
Heeres ein Ärmelband mit Schwinge auf 
beiden Unterarmen, 

c) von Offizieren und Oberfähnrichen eine 
Stickerei auf dem Mützenschirm. 

III. Dienstgradabzeichen: 

1. Heer und Luftwaffe 

a) Grenadier 

keine Dienstgradabzeichen; 

b) Gefreiter 

ein Schrägstreifen auf beiden Ober¬ 
armen; 

c) Obergefreiter 

zwei Schrägstreifen auf beiden Ober¬ 
armen; 

d) Hauptgefreiter 

drei Schrägstreifen auf beiden Ober¬ 
armen; 

e) Unteroffizier 

eine unten offene Tresse als Schulter¬ 
abzeichen; 
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1) Stabs unterOffizier 

eine geschlosst um Tresse als Sdiulter- 
abzeicheri; 

g) Feldwebel 

ein Winkel mit der Spitze nach oben 
und eine geschlossene Tresse als 
Schulder ab Zeichen; 

h) Oberfeldwebel 

wie Feldwebel, jedoch zwei Winkel; 

i) Oberfähnrich 

ein Kopfwinkol mit der Spitze nach 
oben; 

j) Hauptfeldwebel 

ein Kopf winke! mit der Spitze nach oben 
und eine geschlossene Tresse als 
Schul lerabze i ch en; 

k) Stabsfeldwebel 

ein Kopfwink cd, darunter ein Winkel 
mit der Spitze nach oben und eine ge¬ 
schlossene Tresse als Schulterabzeichen; 

l) Ob er Stabsfeldwebel 

wie Stabsfeldwebel, jedoch zwei Winkel; 

m) Leutnant 

ein Stern als Schulterabzeichen; 

n) Oberleutnant 

zwei Sterne als Schulterabzcichcn; 

o) Hauptmann 

drei Sterne als Schulterabzeichen; 

p) Major 

Eichenlaub und ein Stern als Schulter¬ 
abzeichen; 

q) Oberstleutnant 

wie Major, jedoch zwei Sterne; 

r) Oberst 

wie Major, jedoch drei Sterne; 

s) Brigadegeneral 

Goldstickerei auf roten Kragenspiegeln, 
Eichenlaub und ein Stern als Schulter¬ 
abzeichen; 

t) Generalmajor 

wie Brigadegeneral, jedoch zwei Sterne; 

u) Generalleutnant 

wie Brigadegeneral, jedoch drei Sterne; 

v) General 

wie Brigadegonoral, jedoch vier Sterne. 
2. Marine 

a) Matrose 

keine Dienstgradabzeichen; 

b) Gefreiter 

ein Schrägstreifen auf beiden Ober¬ 
armen ; 

c) Obergefreiter 

zwei Schrägstreifen auf beiden Ober¬ 
armen; 


d) Hauptgefreiter 

drei Schrägstreifen auf beiden Ober¬ 
armen ; 

e) Maat 

zwei mit der Öffnung gegenüber¬ 
gestellte Winkel mit den Spitzen nach 
oben und unten auf beiden Oberarmen; 

f) Obermaat 

wie Maat, jedoch zwei Oberwinkel; 

g) Bootsmann 

ein Winkel mit der Spitze nach oben 
auf beiden Unterarmen; 

h) Oberbootsmann 

wie Bootsmann, jedoch zwei Winkel; 

i) Oberfähnrich zur See 

ein schmaler Ärmelstreifen auf beiden 
Unterarmen; 

j) Hauptbootsmann 

ein Kopfwinkel mit der Spitze nach oben 
auf beiden Unterarmen; 

k) Stabsbootsmann 

ein Kopfwinkel und darunter ein Winkel 
mit der Spitze nach oben auf beiden 
Unterarmen; 

l) Oberstabsbootsmann 

wie Stabsbootsmann, jedoch zwei Win¬ 
kel; 

m) Leutnant zur See 

ein mittelbreiter Ärmelstreifen auf bei¬ 
den Unterarmen; 

n) Oberleutnant zur See 

zwei mittelbreite Ärmelstreifen auf 
beiden Unterarmen; 

o) Kapitänleutnant 

zwei mittelbreite, dazwischen ein schma¬ 
ler Ärmelstreifen auf beiden Unter¬ 
armen ; 

p) Korvettenkapitän 

drei mittelbreite Ärmelstreifen auf 
beiden Unterarmen; 

q) Fregattenkapitän 

drei mittelbreite, zwischen dem zweiten 
und dritten ein schmaler Ärmelstreifen 
auf beiden Unterarmen; 

r) Kapitän zur See 

vier mittelbreite Ärmelstreifen auf bei¬ 
den Unterarmen; 

s) Flottillenadmiral 

ein handbreiter, darüber ein schmaler 
Ärmelstreifen auf beiden Unterarmen; 

t) Konteradmiral 

ein handbreiter, darüber ein mittel¬ 
breiter Ärmelstreifen auf beiden Unter¬ 
armen; 
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w) Vizeadmiral. 

ein handbreiter, darüber zwei mittel- 
breite Ärmelstreiten auf beiden Unter¬ 
armen; 

v) Admiral 

ein handbreiter, darüber drei mittel¬ 
breite Ärmelstreifen auf beiden Unter¬ 
armen. 

Soweit Bekleidungsstücke mit Sdiulterabzeichen 
vorgesehen sind, tragen die Unteroffiziere vom 
Bootsmann an aufwärts statt der Ärmel Winkel die 
Winkel in entsprechender Anordnung mit einer ge¬ 
schlossenen Tresse, die Offiziere und Oberfähnriche 
statt der Ärmelstreifen die Streifen in entsprechen¬ 
der Anordnung als Schult er abzeichen. 


(2) Im übrigen übertrage ich die Befugnis zur Be¬ 
stimmung der Uniform dem Bundesminister der 
Verteidigung. 

Artikel 3 

Diese Anordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. Gleichzeitig treten 
meine Anordnung über die Dienstgradbezeichnungen 
und die Uniform der Soldaten vom 7. Mai 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 422), 

sowie meine Anordnungen über die Uniform der 
Soldaten 

vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1056), 
vom 8. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 281), 
vom 9. August 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 553) und 
vom 12. November 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 673) 
außer Kraft. 


Bonn, den 5. Mai 1966 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Bundeskanzler 
Ludwig Erha rd 

Der Bundesminister der Verteidigung 
von Hassel 


Bekanntmachung 
zu § 35 des Warenzeichengesetzes 

Vom 7. April 1966 

Auf Grund des § 35 Abs. 1 des Warenzeichen¬ 
gesetzes in der Fassung vom 9. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 549 r 574) wird gemäß einer Erklärung 
des jamaikanischen Außenministeriums bekannt¬ 
gemacht: 

Deutsche Warenbezeichnungen werden in Jamaika 
in demselben Umfang wie inländische zum gesetz¬ 
lichen Schutz zugelassen. 

Bonn, den 7. April 1966 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Jaeger 
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